Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadle 2132 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Bodenbewertung und über Grundrentenabgabe 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Zur Beschränkung von Preissteigerungen 
des Baubodens und zur Abschöpfung unver- 
dienter Bodenwertsteigerungen wird eine 
Grundrentenabgabe erhoben. 

§2 

Der Wert der Baugrundstücke wird durch 
die von der Landesregierung bestimmte Be- 
hörde neu festgesetzt. 

§ 3 

Als Baugrundstück im Sinne dieses Geset- 
zes gilt jedes bebaute oder nach dem Bebau- 
ungsplan oder ortsüblich zur Bebauung be- 
stimmte Grundstück, das aus einem oder 
mehreren Flurstücken besteht. Das Erbbau- 
recht steht dem Eigentum am Grundstück 
gleich. 

§ 4 

Bei der Bewertung eines Grundstückes ist 
der Wert des nackten Bodens gesondert vom 
Werte der baulichen Anlagen und der son- 
stigen Einrichtungen auf dem Boden festzu- 
stellen. 

§3 

(1) Für die erste Bewertung ist der ge- 
meine Wert der Grundstücke am 17. Okto- 


ber 1936 maßgebend. Die seitdem eingetre- 
tene Änderung in der Kaufkraft des Geldes 
Ist zu berücksichtigen. 

(2) Der Wert darf den im Zeitpunkt der 
Verkündung des Gesetzes im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr zu erzielenden Preis (ge- 
meiner Wert) nicht übersteigen. Bei land- 
wirtscliaftlich und gärtnerisch genutztem Bo- 
den darf der WÄTt das Dreifache des zuletzt 
festgestellten laiidwirtsdiafrllchen oder g’ärt- 
nerisdien Einheitswertes oder das Zweifache 
des Ertragsv/ertcs im Zeitpunkt der Verkün- 
dung des Gesetzes nicht unterschreiten. 

(3) Ist im Einzelfalle bei der letzten 
Grundstücksveräußerung vor Verkündung 
dieses Gesetzes ein gesetzlich zulässiger bzw. 
behördlich anerkannter höherer Kaufpreis 
vereinbart worden, so ist dieser bei der erst- 
maligen Veranlagung maßgebend, 

§ 6 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
über die Durchführung der Bewertung. 

§ 7 

Alle Baugrundstücke, bei denen eine Stei- 
gerung des Grundstücksnutzens möglich ist, 
die nicht auf der Leistung oder Aufwendung 
des Grundstückseigentümers oder des Benut- 
zers beruht, werden einer Grundrenten- 
abgabe unterworfen. 
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§ 8 

(1) Von der Grundrentenabgabe sind be- 
freit 

a) Grundstücke, soweit sie öffentlidien 
Zwecken, der Wissenschaft, der Erzie- 
hung, dem Unterricht, den öffentlich- 
rechtlichen Religionsgemeinschaften sowie 
mildtätigen Stiftungen dienen und im 
Eigentum der betreffenden Unterneh- 
men stehen, 

b) Grundstücke eines fremden Staates, die 
von Botschaften, Gesandtschaften oder 
Konsulaten benutzt werden, wenn Ge- 
genseitigkeit gewährt wird. 

(2) Plant der Eigentümer, ein unbebautes 
Grundstück, das nach dem Bebauungsplan 
oder ortsüblich zur Bebauung bestimmt ist, 
in absehbarer Zeit zu bebauen, so kann er 
beantragen, auf Zeit von der Grundrenten- 
abgabe befreit zu werden. Die Gemeinde be- 
stimmt eine Frist für die Befreiung. Die 
oberste Baubehörde des Landes kann be- 
stimmen, daß statt der Gemeinde eine andere 
Stelle für die Fristsetzung zuständig ist. 
Weist der Grundstückseigentümer nach, daß 
die Bebauung oder Übereignung an einen 
Bauwilligen ohne sein Verschulden unterblie- 
ben ist, so ist ihm eine angemessene Nach- 
frist zu gewähren. Nach Ablauf der Frist ist 
die Grundrentenabgabe zu erheben. 

§9 

Die Bundesregierung erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates Rechtsverordnungen 
mit Billigkeitsriditlinien für solche Grund- 
stücke, bei denen nach der rechtlichen und 
tatsächlichen Lage die Gewähr dafür besteht, 
daß die ohne Zutun des Eigentümers oder 
Erbbauberechtigten entstandene mögliche 
Steigerung des Nutzens weder zu einer Er- 
höhung seiner Einnahmen aus dem Grund- 
stück noch zu einem unberechtigten Vorteil 
für den Nutzungsberechtigten führt. Die 
Abgabe kann, so lange diese Gewähr be- 
steht, auf bestimmte Zeit gestundet und nach 
deren Ablauf erlassen werden. Im Falle der 
Stundung ist der gestundete Betrag späte- 
stens beim Eigentumswechsel fällig. 

§ 10 

(1) Als Grundrentenabgabe wird die Zu- 
wachsrente eines Baugrundstücks erhoben, 
die sich aus dem Unterschied zwischen der 
Zeitrente und der Stopprente für den nack- 
ten Boden ergibt. 


(2) Als Stopprente gilt der 25. Teil des 
gemäß § 5 festgestellten Wertes des nackten 
Bodens. 

P) Die Zeitrente ist die Nutzung, die im 
Zeitpunkt der Veranlagung zu erzielen 
wäre, wenn keine Grundrentenabgabe erho- 
ben würde, und zwar entweder der in die- 
sem Falle mögliche Zins für Pacht, Erbpacht, 
Erbbaurecht für den nackten Boden oder der 
Zins vom Kapital, das unter diesen Voraus- 
setzungen zum Erwerb des Bodens aufge- 
wendet werden müßte; als Zinsfuß gilt da- 
bei der durchschnittliche Zinsfuß für erste 
Hypotheken. Wo diese Berechnung untun- 
lich erscheint, namentlich bei bebauten 
Grundstücken, kann die Behörde die Zeit- 
rente aus dem zu erzielenden Bruttomiet- 
ertrag dadurch ermitteln, daß von ihm die 
Teile der Bruttomiete abgezogen werden, die 
auf die Benutzung der baulichen Anlagen 
entfallen, namentlich die landesübliche Ver- 
zinsung des Baukapitals, die Kosten einer 
ordnungsmäßigen Bewirtschaftung und ein 
gleichbleibender angemessener Hundertsatz 
des Baukapitals für die Abnutzung der Bau- 
ten. Die Zeitrente kann nach näherer Be- 
stimmung der Landesregierung für Gebiets- 
teile mit annähernd gleichen Bodenpreisen 
einheitlich festgesetzt werden; dabei können 
bestimmte Pauschalbeträge für Zu- und Ab- 
schläge vorgesehen werden. Weicht das tat- 
sächliche Pacht- und Mietaufkommen von 
den Sätzen ab, welche der Berechnung der 
Zeitrente zugrunde gelegt sind, so kann die 
Zeitrente für eine bestimmte Übergangszeit 
diesem Aufkommen angeglichen werden. 

§ 11 

Die Grundrentenabgabe ist eine Gemeinde- 
abgabe; sie wird zur Hälfte zur Deckung der 
Bundesausgaben für den sozialen Wohnungs- 
bau in Anspruch genommen; zur anderen 
Hälfte dient sie der Erfüllung städtebaulicher 
Aufgaben. Sie ruht als eine öffentliche Last 
auf dem Grundstück. Sie kann nicht abgelöst 
werden. 

§ 12 

(1) Abgabeschuldner ist der Grundstücks- 
eigentümer, im Falle des Nießbrauches der 
Nießbraucher. 

(2) Miteigentümer sind Gesamtschuldner. 

§13 

Die Ermittlung und Veranlagung der 
Grundrentenabgabe obliegt der in § 2 ge- 
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nannten Behörde. Diese kann die notwendi- 
gen Unterlagen von anderen Behörden und 
von Bodeneigentümern anfordern. 

§ 14 

(1) Die Grundrentenabgabe wird zum 
1. April 1957 und dann in Zeiträumen von 
fünf Jahren veranlagt. 

(2) Die Landesregierung kann bestimmen, 
daß Neuveranlagungen der Grundrenten- 
abgabe allgemein oder für einzelne Gemein- 
den oder Teile von die^c*. in kürzeren Zeit- 
abschnitten vorgenommen werden. 

(3) Für Grundstücke, bei denen sich die 
veranlagte Grundrentenabgabe um minde- 
stens 100, — DM jährlich geändert hat, kann 
eine Nach Veranlagung erfolgen. Laufende 
Neu- und Nachveranlagungen werden mit 
Wirkung für das nächstfolgende Rechnungs- 
jahr festgesetzt. 

(4) Ändert sich die Bewertung der Grund- 
stücke Infolge einer wesentlichen Änderung 
des landesüblichen Zinsfußes für Hypothe- 
ken, so kann die Landesregierung vorschrei- 
ben, inwieweit dies bei der Berechnung der 
Grundrentenabgabe zu berücksichtigen ist; 
sie kann statt dessen auch ohne Neu- oder 
Nach Veranlagung Zu- oder Abschläge zur 
veranlagten Grundrentenabgabe festsetzen. 

(5) Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechtsverordnun- 
gen erlassen mit Richtlinien für diese Ände- 
rung der Berechnung. 

§ 15 

Die Veranlagungsergebnisse sind offenzu- 
legen. 

Bonn, den 27. Februar 1956 


§ 16 

Die Gemeinde kann in Einzelfällen die 
Grundrentenabgabe ganz oder teilweise 
stunden oder erlassen, wenn die Einziehung 
aus Gründen des Zustandes oder der Wirt- 
schaftlichkeit des Grundstückes unbillig wäre. 
Im Falle der Stundung ist der gestundete Be- 
trag spätestens beim Eigentumswechsel fällig. 

§ 17 

Haben Veräußerer und Erwerber oder die 
für sie handelnden Personen in einem Ver- 
trage In Täuschungsabsicht ein geringeres als 
das vereinbarte Entgelt beurkundet oder be- 
urkunden lassen, so gilt das beurkundete 
Entgelt als vereinbart. 

§ 18 

Eine Leistung, die das sich aus § 17 er- 
gebende Entgelt übersteigt, kann der Lei- 
stende zurückfordern. Die Vorschrift des 
§ 817 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches 
gilt für diese Rückforderung nicht. 

§ 19 

Für die Ermittlungs-, Veranlagungs- und 
Rechtsmittelverfahren gelten sinngemäß die 
Vorschriften der Reichsabgabenordnung. 

§20 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (BundesgesetzbL TS: 1) auch 
Im Lande Berlin. Rechtsverordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten im Lande Berlin nach § 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes. 


Kunz (Schwalbach) 

Elsner 

Dr. Gille 

Feiler und Fraktion 
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